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<	 Editorial

Landtagswahlen verortet wissen wollte. Wenn allerdings das Thema, 
nicht nur ausgelöst durch Solingen, aber unter Umständen verstärkt, 
für die Wählerinnen und Wähler ein nach Umfragen wesentliches ist, 
dann liefert diese Betrachtung leider auch keinen wirklichen Antwort­
entwurf für die sich damit auseinandersetzenden Bürgerinnen und 
Bürger. Auch das kann andere Parteien stärken, die sich nicht mit 
Zuständigkeitsfragen, sondern mit der „Besetzung“ dieses Themas 
und dann vermeintlich einfachen Lösungsvorschlägen befassen.

Bei den im September stattfindenden Landtagswahlen in Sachsen, 
Thüringen und Brandenburg werden diejenigen, deren Spitzen mit 
ihren Parolen in der Lage zu sein scheinen, eine große Zahl von Wäh­
lerinnen und Wählern in ihrer Wut und Enttäuschung einzufangen, 
einen Erfolg feiern. Dort könnte eine von den dortigen Landesverfas­
sungsämtern als gesichert rechtsextrem eingestufte Partei bei Wah­
len stärkste Kraft werden. Das wäre unter dem Gesichtspunkt der 
freien, demokratischen Wahlen formal nicht zu beanstanden. 

Was das für die Bildung von Koalitionen und Landesregierungen be­
deutet, werden wir verfolgen können. Was diese Vorgänge und Ge­
schehnisse hinsichtlich der kulturellen Entwicklung beziehungsweise 
Veränderung in Deutschland bedeuten, wird abzuwarten sein. Die 
Wirtschaftsverbände kündigen ihrerseits den Wegzug von Unter­
nehmen wegen des Fachkräftethemas an.

In diesem Jahr feiern wir den 75. Geburtstag des Deutschen Bundes­
tages. Das Parlament als in einer demokratischen Gesellschaft reprä­
sentativ gewählte Vertretung der Interessen von Bürgerinnen und 
Bürgern wird im nächsten Jahr neu gewählt. Mit der 75-jährigen 
Geschichte des Deutschen Bundestages befasst sich der Leitartikel 
in dieser Ausgabe. 

Die Bundesverwaltung steht vor weiteren Veränderungen durch 
die amtierende Bundesregierung. In diesem Monat werden erste 
Gespräche über deren Absicht der Zentralisierung von Personal­
entwicklungsmaßnahmen, hier des Beurteilungswesens im Bundes­
ministerium des Inneren und für Heimat, stattfinden. Hierüber 
werden wir in der nächsten Ausgabe berichten.

Unmittelbar vor Redaktionsschluss erreichte uns endlich der Entwurf 
der Bundesregierung zum Bundesbesoldungs- und -versorgungs­
angemessenheitsgesetz – BBVAngG, der nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichtes unter dem Stichwort „Alimentation“ 
über die letzten Jahre durch uns angemahnten, notwendigen Neuge­
staltung des Besoldungsrechtes des Bundes. Wir werden als vbob eine 
Stellungnahme erarbeiten und über deren Inhalte sowie das weitere 
Verfahren in der nächsten Ausgabe berichten. Unsere Fachgruppen­
vorstände haben den Gesetzentwurf mit der Bitte um Stellungnahme 
bereits erhalten, bringen Sie sich gerne in Ihrer Fachgruppe in die Dis­
kussion ein.

Mit besten Grüßen 
Ihr

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

auch die vbob Familie steht unter Schock in Anbetracht des furchtbaren 
Attentates mit drei Ermordeten und vielen Schwerverletzten 
in Solingen. Unser Mitgefühl gilt den Opfern des Anschlages sowie de­
ren Angehörigen. Die Vorstellung, dass man bei guter Laune und bes­
tem Wetter eine Veranstaltung besucht, um – wie in Solingen – ein 
Stadtjubiläum in der Gemeinschaft der Mitbürgerinnen und Mitbürger 
zu feiern, und dort von einem Mörder attackiert werden kann, lässt al­
len die Angst in die Glieder fahren. Die Verunsicherung ist Absicht der 
Terroristen und soll uns von dem Weg, den wir leben wollen, abbringen.

Furchtbar finde ich zudem, dass die Statements der Politikerinnen und 
Politiker so erwartbar ausfallen. Bereits vor drei Monaten nach dem 
tödlichen Attentat auf einen Polizisten in Mannheim hat man die glei­
chen Politikerinnen und Politiker mit ähnlichen Stellungnahmen und 
Absichtserklärungen wahrnehmen können. Die Medien stellen die bei 
solch schlimmen Ereignissen üblichen Fragen zur Handlungsfähigkeit 
des Staates und zur Ausstattung der Sicherheitsbehörden. Der Bun­
despräsident verweist im Sommerinterview auf die aus seiner Sicht 
notwendige personelle Verstärkung der Sicherheitsbehörden, andere 
auf die Erweiterung der Befugnisse der Bundespolizei. Die SPD-Co-
Vorsitzende mahnt in Anbetracht der Herkunft des Mörders eine kon­
sequentere Abschiebung von Straftätern an. Die Bundesinnenminis­
terin fordert eine Verschärfung des Waffenrechtes und stößt eine 
Debatte um Messerverbote und Klingenlängen sowie Verbotszonen 
an. Der Bundesjustizminister zeigt sich nach vorherigen Widerständen 
gegen Einschränkungen beim Waffenrecht offen für Gespräche.

Die Bevölkerung hat von alldem die Nase voll. Die fast schon als ritu­
alisiert zu bezeichnende Reaktion ist geeignet, Unverständnis in der 
Art und Weise der Auf- beziehungsweise Nachbereitung zu erzeugen 
und Kräfte mit einfachen Phrasen, vermeintlich klaren Ansagen und 
angeblich einfachen Lösungen zu stärken. Nachdenklich stimmte 
mich auch eine Aussage im Sommerinterview des CSU-Chefs Söder, 
der, gefragt nach der Zurückhaltung der CDU bei dem Thema Asyl- 
und Zuwanderung im Landtagswahlkampf, auf die Bundeszuständig­
keit in diesem Bereich verwies und daher das Thema nicht bei 
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75 Jahre Deutscher Bundestag

Herausforderungen in 
einer geeinten Nation
Die Bundesrepublik wird 75 – das Parlament, die 
Herzkammer unserer Demokratie, feiert mit.  
Am 7. September 1949 konstituierte sich der erste 
Deutsche Bundestag in Bonn. Nach der Wiederver­
einigung kehrte das Parlament 1999, zehn Jahre 
nach der friedlichen Revolution in der DDR, nach 
Berlin zurück. Die vergangenen 75 Jahre waren da­
von geprägt, eine stabile Demokratie aufzubauen 
und zu konsolidieren, insbesondere nach den Schre­
cken der NS-Diktatur und den Herausforderungen 
der deutschen Teilung.

	< Pioniere der 
Nachkriegszeit und 
Kanzler der Republik

Der Deutsche Bundestag wur­
de in den vergangenen 75 Jah­
ren von einer Vielzahl heraus­
ragender Persönlichkeiten 

geprägt, deren Namen un­
trennbar mit der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutsch­
land verbunden sind. Ihre poli­
tischen Entscheidungen, ihre 
Überzeugungen und ihre Per­
sönlichkeit haben das Land 
nachhaltig beeinflusst.
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Zu den wohl bekanntesten und 
einflussreichsten Persönlich­
keiten zählen die ersten Bun­
deskanzler: Konrad Adenauer, 
der als Vater des Wirtschafts­
wunders gilt und die Bundes­
republik in die westliche Welt 
integrierte, Willy Brandt, der 
mit seiner Ostpolitik eine neue 
Ära der Entspannung einläute­
te, und Helmut Schmidt, der 
als pragmatischer Politiker 
galt und Deutschland durch 
mehrere Krisen führte.

	< Weitere prägende 
Figuren

Neben den Bundeskanzlern ha­
ben auch zahlreiche andere Ab­
geordnete den Bundestag ge­
prägt. Hans-Dietrich Genscher, 
als FDP-Politiker und Außenmi­
nister maßgeblich an der deut­
schen Wiedervereinigung be­
teiligt, oder Joschka Fischer, 
der als Grünen-Politiker und 
Außenminister eine neue politi­
sche Kultur in Deutschland mit­
prägte, sind nur zwei Beispiele. 
Auch Otto Schily, SPD-Politiker 
und Innenminister, hinterließ 
mit seiner liberalen Innenpolitik 

deutliche Spuren. Helmut Kohl: 
Als CDU-Politiker und Bundes­
kanzler hat Kohl die deutsche 
Wiedervereinigung maßgeblich 
vorangetrieben und die deut­
sche Einheit gestaltet. Und 
nicht zuletzt: Angela Merkel. 
Als erste Frau und langjährige 
Bundeskanzlerin (CDU) hat 
Merkel die deutsche Politik 
über mehr als ein Jahrzehnt ge­
prägt und Deutschland durch 
zahlreiche Krisen geführt.

Rekorde wurden aufgestellt:

	> Wolfgang Schäuble (war mit 
51 Jahren Parlamentszuge­
hörigkeit am längsten Abge­
ordneter des Parlaments)

	> Joachim Gauck (war mit zwei 
Tagen Parlamentszugehörig­
keit am kürzesten Abgeord­
neter des Parlaments)

	> Konrad Adenauer (mit 91 
Jahren und 104 Tagen das äl­
teste Bundestagsmitglied)

	> Anna Lührmann (mit 19 Jah­
ren bei der Konstituierung 
jüngstes Mitglied)

Warum sind diese Persönlich­
keiten so prägend?

	> Wegen ihrer politischen Leis­
tungen: Ihre Entscheidungen 
haben das Land entscheidend 
geprägt, sei es im Bereich der 
Außenpolitik, der Wirtschafts­
politik oder der Sozialpolitik.

	> Wegen ihrer Persönlichkeit: 
Ihr Charisma, ihre Redege­
wandtheit und ihre Über­
zeugungskraft haben sie zu 
starken Persönlichkeiten ge­
macht, die im Bundestag eine 
besondere Rolle spielten.

	> Mutige Kontroversen: Einige 
Politiker haben durch ihre 
umstrittenen Positionen und 
ihre Bereitschaft, auch unpo­
puläre Entscheidungen zu 
treffen, für Aufsehen gesorgt 
und damit die politische De­
batte befeuert.

Die Liste der prägenden Abge­
ordneten ließe sich noch lange 
fortsetzen. Jeder Bundestag 
hat seine eigenen herausra­
genden Persönlichkeiten her­
vorgebracht, die durch ihre Ar­
beit und ihre Überzeugungen 
die Geschichte Deutschlands 
mitgeschrieben haben.

	< Die Rolle  
der Abgeordneten

Abgeordnete sind die tragen­
den Säulen unserer Demokra­
tie. Sie sind es, die die Gesetze 
gestalten, die Regierung kon­
trollieren und die Interessen 
der Bürgerinnen und Bürger 
vertreten. Ihre Arbeit ist von 
entscheidender Bedeutung für 

	< Wasserwerk in Bonn. Während der alte Plenarsaal abgerissen und die 
neuen Parlamentsgebäude Ende der 80er-Jahre gebaut werden, findet 
der Deutsche Bundestag ein vorübergehendes Domizil im alten Bonner 
Wasserwerk. Mitte der 80er-Jahre wird es zum Ersatzplenarsaal umge­
baut. Am 9. September 1986 tagt der Deutsche Bundestag zum ersten 
Mal im ausgebauten Ersatzplenarsaal.

©  DBT; Presse-Service Steponaitis
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die Zukunft unseres Landes. 
Einige ihrer zentralen Aufga­
ben sind:

	> Gesetzgebung: Abgeordnete 
entwerfen, diskutieren und 
verabschieden Gesetze. Sie 
setzen damit die politischen 
Ziele der jeweiligen Bundes­
regierungen in Rahmenbedin­
gungen für das Zusammen­
leben in Deutschland um.

	> Kontrolle der Regierung: Sie 
üben eine ständige Kontrolle 
über die Arbeit der Regierung 
aus. Durch Fragen, Anfragen 
und Debatten stellen sie si­
cher, dass die Regierung im 
Sinne der Bevölkerung han­
delt.

	> Vertretung der Interessen 
der Bürgerinnen und Bürger: 
Abgeordnete sind Sprachrohr 
für die Anliegen ihrer Wähler. 
Sie bringen deren Interessen 
in die parlamentarische Dis­
kussion ein und setzen sich 
für deren Durchsetzung ein.

	> Mitgestaltung der politi­
schen Kultur: Abgeordnete 
prägen die politische Kultur 
in Deutschland. Durch ihre 
Reden, ihr Verhalten und ihre 
Entscheidungen tragen sie 
dazu bei, das politische Klima 
zu gestalten.

Besonders in den vergangenen 
75 Jahren haben Abgeordnete 
folgende entscheidende Rollen 
gespielt: Nach dem Zweiten 
Weltkrieg waren Abgeordnete 
maßgeblich am Aufbau einer 
stabilen Demokratie beteiligt. 
Sie haben das Grundgesetz 
mitgestaltet und die Institu­
tionen des Staates etabliert. 
Während der Teilung Deutsch­
lands haben Abgeordnete un­
ermüdlich für die Wiederver­
einigung gekämpft und nach 
der Wende die Integration der 
neuen Bundesländer gestaltet. 
Eine Meisterschaft großer 
Herausforderungen: Ob Wirt­
schaftskrisen, soziale Umbrü­
che oder internationale Kon­
flikte – Abgeordnete haben 
immer wieder gezeigt, dass sie 
in der Lage sind, große Heraus­
forderungen zu meistern und 
zukunftsweisende Entschei­
dungen zu treffen. Zudem: die 

Gestaltung der europäischen 
Integration. Die Abgeordneten 
haben maßgeblich zur europäi­
schen Einigung beigetragen 
und die Rolle Deutschlands 
in Europa mitgestaltet.

Die Rolle der Abgeordneten ist 
heute aktueller denn je: Die 
Digitalisierung verändert unse­
re Gesellschaft grundlegend. 
Abgeordnete müssen sich mit 
neuen Technologien auseinan­
dersetzen und Gesetze gestal­
ten, die den digitalen Wandel 
begleiten. Der Klimawandel 
stellt eine der größten Heraus­
forderungen unserer Zeit dar. 
Abgeordnete sind gefordert, 
ehrgeizige Klimaschutzmaß­
nahmen zu beschließen und 
die Energiewende zu gestalten. 
Die Globalisierung verändert 
die Arbeitswelt und die sozia­
len Strukturen. Abgeordnete 
müssen Antworten auf die He­
rausforderungen der Globali­
sierung finden und die Interes­
sen der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer vertreten.

	< Die Wiedervereinigung – 
ein neuer Anfang mit 
alten Lasten

Die Wiedervereinigung 
Deutschlands im Jahr 1990 
markierte einen historischen 
Wendepunkt. Der Bundestag, 
nun Parlament eines geeinten 
Deutschlands, sah sich mit 
neuen Aufgaben und Heraus­
forderungen konfrontiert. Die 
Integration der ehemaligen 
DDR, die Bewältigung der da­
mit verbundenen wirtschaft­
lichen und sozialen Unter­
schiede sowie die Etablierung 
demokratischer Strukturen in 
den neuen Bundesländern wa­
ren zentrale Themen.

	< Demokratie im Fokus: 
Gefährdungen und 
Herausforderungen

Die vergangenen Jahrzehnte 
haben gezeigt, dass die Demo­
kratie in Deutschland keines­
wegs selbstverständlich ist. 
Vielmehr war sie immer wieder 
Gegenstand von Diskussionen 
und Auseinandersetzungen.

	> Radikalisierung und Extremis­
mus: Sowohl von rechts als 
auch von links gab und gibt es 
Bestrebungen, die demokrati­
sche Ordnung zu unterwan­
dern. Rechtsextreme Grup­
pen, aber auch linksextreme 
Szenen, haben immer wieder 
für Unruhe gesorgt und die 
Gesellschaft polarisiert.

	> Populismus und Fake News: 
Der Aufstieg populistischer 
Parteien und die Verbreitung 
von Fake News stellen eine 
ernst zu nehmende Bedrohung 
für die Demokratie dar. Zweifel 
an den Institutionen und eine 
zunehmende Polarisierung der 
Gesellschaft schwächen den 
Zusammenhalt.

	> Digitalisierung und ihre Schat­
tenseiten: Die Digitalisierung 
bietet zahlreiche Chancen, 
birgt aber auch Risiken. Cyber­
angriffe, Desinformation und 
die Manipulation von Wahl­
ergebnissen sind nur einige 
Beispiele für die Gefahren, de­
nen die Demokratie durch die 
Digitalisierung ausgesetzt ist.

	> Globalisierung und ihre Fol­
gen: Die Globalisierung hat zu 
einer Vernetzung der Welt ge­
führt, birgt aber auch Risiken. 
Wirtschaftliche Ungleichhei­
ten, der Verlust von Arbeits­
plätzen und der Druck auf 
soziale Systeme können zu 
Unzufriedenheit und Frustra­
tion führen und damit die De­
mokratie gefährden.

	< Der Bundestag als 
Garant der Demokratie

Der Bundestag hat in den ver­
gangenen Jahrzehnten eine 
entscheidende Rolle bei der 
Bewältigung dieser Herausfor­
derungen gespielt. Er hat Ge­
setze verabschiedet, um die 
Demokratie zu stärken und zu 
schützen. Dazu gehören bei­
spielsweise Gesetze zur Be­
kämpfung von Extremismus, 
zur Stärkung der Medienfrei­
heit und zur Sicherung der IT-
Sicherheit.

	< Zukunftsperspektiven

Die Demokratie in Deutsch­
land ist ein kostbares Gut, das 
es zu schützen gilt. Der Bun­
destag wird auch in Zukunft 
vor großen Herausforderun­
gen stehen. Dazu gehören die 
Bewältigung des demografi­
schen Wandels, die Gestaltung 
der Energiewende, die Bewäl­
tigung der Folgen des Klima­
wandels und die Sicherung des 
sozialen Friedens und vieles 
mehr.

Um diesen Herausforderungen 
gerecht zu werden, ist es wich­
tig, dass die Bürgerinnen und 
Bürger sich aktiv am politi­
schen Geschehen beteiligen. 
Nur so kann eine lebendige De­
mokratie erhalten werden.�
� bs

	< Am 4. Oktober 1990 tritt der Deutsche Bundestag zur ersten gesamt­
deutschen Sitzung nach der Wiedervereinigung im Reichstagsgebäude 
zusammen.

	< Die erste Sitzung des Deutschen Bundestages in Bonn
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Frauen

Von der Theorie zur Praxis:  
der Gleichberechtigungsgrundsatz
Der Gleichberechtigungsgrundsatz in Art. 3 Abs. 2 GG war ein mutiger Schritt 
in die richtige Richtung einer gerechteren Gesellschaft. Die Abgeordneten des 
Bundestages waren jedoch immer wieder gefordert, diesen Grundsatz mit 
Leben zu füllen und konkrete politische Maßnahmen zu ergreifen. Der Gleich­
berechtigungsgrundsatz war und ist in Wissenschaft, Politik, aber auch im 
demokratischen Alltag bis heute immer wieder Anknüpfungspunkt für Dis­
kussionen und Vorschläge von Maßnahmen, die die Gleichberechtigung von 
Männern und Frauen in Deutschland weiter fördern.

	< Entstehung

Schon die Entstehungsgeschich­
te von Art. 3 Abs. 2 Satz 1 GG – 
Männer und Frauen sind gleich­
berechtigt – hat es in sich:  
Von „Vor dem Gesetz sind alle 
gleich“ über „Männer und Frau­
en haben dieselben staatsbür­
gerlichen Rechte und Pflichten“ 
und „Alle Menschen sind vor 
dem Gesetz gleich“ bis zur heu­
tigen Formulierung „Männer 
und Frauen sind gleichberech­
tigt“ war es ein weiter Weg, der 
sogar über die Alarmierung der 
Öffentlichkeit führte – damals 
durchaus ungewöhnlich. In 
mehreren Sitzungen des Aus­
schusses für Grundsatzfragen 
des Parlamentarischen Rates, 
der 1948 von den elf Länder­

parlamenten der Westzonen ge­
wählt und mit der Erarbeitung 
einer provisorischen Verfassung 
beauftragt worden war, wurde 
über den Gleichheitsgrundsatz 
und mehrere unterschiedliche 
Formulierungen für die Gleich­
berechtigung von Männern und 
Frauen beraten.

Der ihm übergeordnete Haupt­
ausschuss lehnte die von der 
SPD-Politikerin Dr. Elisabeth 
Selbert – eine der vier von 65 
stimmberechtigten Mitglie­
dern des Parlamentarischen 
Rates – in die Beratungen ein­
gebrachte Formulierung „Män­
ner und Frauen sind gleichbe­
rechtigt“ ab. Elisabeth Selbert 
gab jedoch nicht auf. Sie wand­
te sich schriftlich und als Gast­

rednerin in vielen Veranstal­
tungen an die gut vernetzten 
berufsständischen, konfessio­
nellen und gewerkschaftlichen 
Frauengruppen, die in vielen 
Zuschriften den Parlamentari­
schen Rat fast bestürmten und 
die Formulierung von Elisabeth 
Selbert einforderten. Dann war 
es so weit: In der Sitzung des 
Hauptausschusses am 18. Janu­
ar 1949 beschloss der Haupt­
ausschuss des Parlamentari­
schen Rates unter dem Vorsitz 
von Carlo Schmidt (SPD) sogar 
einstimmig den noch heute 
geltenden Wortlaut des Art. 3 
Abs. 2 Satz 1: „Männer und 
Frauen sind gleichberechtigt.“

Die im Grundgesetz festge­
schriebene Übergangsfrist bis 

Ende März 1953 konnte aller­
dings nicht eingehalten wer­
den, das geschah erst mit Ver­
abschiedung des sogenannten 
Gleichberechtigungsgesetzes 
im Mai 1957.

	< Wiedervereinigung

Der Einsatz der vier Mütter des 
Grundgesetzes wirkt bis heute 
nach. Bei Art. 3 Abs. 2 Satz 1 
blieb es auch für die am 5. No­
vember 1993 von Bundestag 
und Bundesrat beschlossenen 
Empfehlungen der Gemein­
samen Verfassungskommission 
(GVK), die Ende November 1991 
eingesetzt wurde, um sich ge­
mäß Art. 5 des Einigungsvertra­
ges „mit den im Zusammenhang 
mit der deutschen Einigung auf­
geworfenen Fragen zur Ände­
rung oder Ergänzung des Grund­
gesetzes zu befassen“.

Der Satz „Männer und Frauen 
sind gleichberechtigt“ will 
nicht nur Rechtsnormen besei­
tigen, die Vor- oder Nachteile 
an Geschlechtsmerkmale an­
knüpfen, sondern für die Zu­
kunft die Gleichberechtigung 
der Geschlechter durchsetzen. 
Er zielt auf die Angleichung der 
Lebensverhältnisse. So müssen 
Frauen die gleichen Erwerbs­
chancen haben wie Männer. 
Überkommene Rollenverteilun­
gen, die zu einer höheren Be­
lastung oder sonstigen Nach­
teilen für Frauen führen, dürfen 
durch staatliche Maßnahmen 
nicht verfestigt werden. Fakti­
sche Nachteile, die typischer­
weise Frauen treffen, dürfen 
wegen des Gleichberechti­
gungsgebots des Art. 3 Abs. 2 
GG durch begünstigende Rege­
lungen ausgeglichen werden.

Die Ergänzung des Art. 3 Abs. 2 
auf Empfehlung der GVK um 
den heutigen zusätzlichen 

	< Die Mütter des Grundgesetzes (von links): Friederike Nadig (SPD), Helene Weber (CDU), Helene Wessel (Zentrum) 
und Elisabeth Selbert (SPD) 1949
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Satz 2: „Der Staat fördert die 
tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern und wirkt auf die 
Beseitigung bestehender 
Nachteile hin“ aus dem Jahr 
1994 war die logische Folge.

	< Situation heute

Trotz aller wissenschaftlichen 
Erkenntnis und bleibenden po­
litischen Forderungen, fakti­
sche Nachteile von Frauen in 
Staat und Gesellschaft abzu­
bauen, kommen um den Be­
griff der Gleichberechtigung 
immer wieder Diskussionen 
auf – wenn auch von einer 
Minderheit –, vor allem in kon­
servativen Kreisen und auch 
bei jüngeren beruflich erfolg­
reichen Frauen. Es wird zum 
Beispiel darüber diskutiert, ob 
im Grundgesetz der Begriff der 
Gleichberechtigung den der 
Gleichstellung von Männern 
und Frauen in Staat und Gesell­
schaft mit umfasst oder nicht. 
Die frühere Bundesministerin 

Dr. Kristina Schröder und 
Prof. Dr. Andreas Rödder schrie­
ben zum Beispiel am 13. Juni 
2022 in der Frankfurter Allge­
meinen Zeitung: „Gleichstel­
lung und Gleichberechtigung 
stehen für unterschiedliche 
Gesellschaftsmodelle. Wer 
Gleichstellung sagt und meint 
Gleichberechtigung, weil Be­
griffe doch nicht so wichtig sei­
en, darf sich nicht wundern, 
wenn hinterher tatsächlich 
Gleichstellung praktiziert 
wird.“

	< Fazit

Art. 3 Abs. 2 mit Satz 1 und die 
Ergänzung in Satz 2 GG ermög­
lichen weiterhin die zukunfts­
gerichtete, kontinuierliche Wei­
terentwicklung der mit der 
Gleichberechtigung von Män­
nern und Frauen verknüpften 
immer noch aktuellen Problem­
lagen der strukturellen und fak­
tischen Gleichberechtigung. 
Alle Versuche, durch gesetzliche 
oder tarifliche Neuregelungen 

auf Basis wissenschaftlicher 
Untersuchungen und Feststel­
lungen, mit oder ohne Quoten­
regelungen Abhilfen zu schaf­
fen, sind aller Ehren wert.

Die meisten gesellschaftlichen 
Gruppen sind sich im derzeiti­
gen politischen Diskurs insge­
samt sehr einig. Wenn es den 
„Müttern des Grundgesetzes“, 
allen voran Elisabeth Selbert 
und Friederike (Frieda) Nadig 
(SPD) sowie den beiden ande­
ren Frauen im Parlamentari­
schen Rat, Helene Weber (CDU) 
und Helene Wessel (Zentrum), 
nicht parteiübergreifend ge­
lungen wäre, den Satz 1 des 
Art. 3 Abs. 2 in das Grund­
gesetz aufnehmen zu lassen, 
würden auch heute noch viel 
grundsätzlichere Debatten zu 
diesem Thema geführt. Heute 
geht es nicht mehr um das 
„Ob“, sondern mindestens seit 
Anfang der 1990er-Jahre im 
Grunde „nur noch“ um die tat­
sächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung im Lebens­

alltag, egal welche und wie 
entsprechende Begriffe ver­
wendet werden.

Wenn es zum Beispiel im Jour­
nal der Gleichstellungsbeauf­
tragten des Deutschen Bun­
destages, „Schöne Aussichten“ 
(Ausgabe 1/2024), heißt: „Der 
Auftrag aus Art. 3 Abs. 2 GG 
hat auch im Jahr 2024 nicht an 
Relevanz verloren. Die Förde­
rung der Gleichstellung bleibt 
ein zentrales Thema, um Chan­
cengleichheit zu realisieren 
und so tatsächliche Geschlech­
tergerechtigkeit zu verwirkli­
chen“, ist damit zugleich die 
Aufgabe für die nähere und 
weitere Zukunft treffend zum 
Ausdruck gebracht.

(Anmerkung der Verfasserin: 
Die Zusammenfassung fußt in 
Teilen auf der Ausarbeitung der 
Wissenschaftlichen Dienste des 
Deutschen Bundestages „Vor 75 
Jahren: Gleichberechtigung im 
Grundgesetz“.)�
� adm

vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte
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Kommentierte Pressestimmen
Lassen sich durch KI 165.000 Vollzeitkräfte einspa­
ren? Die Fachkräftelücke in Ämtern und Behörden 
kann McKinsey zufolge durch generative künst­
liche Intelligenz um ein Drittel verkleinert werden. 
Beim Beamtenbund ist man eher skeptisch. Zu­
dem kommt im Laufe des Berufslebens früher 
oder später die Karrierefrage: Soll ich meinen 
Beamtenstatus aufgeben?

Über fünf Millionen Menschen 
und damit mehr als jeder zehn­
te Erwerbstätige in Deutsch­
land arbeitet im öffentlichen 
Dienst. In der Verwaltung, bei 
der Polizei, in Kitas und Co. feh­
len landesweit trotzdem rund 
550 000 Vollzeitkräfte. Diese 
Fachkräftelücke könnte sich 
mithilfe von generativer künst­
licher Intelligenz (GenAI) um 
bis zu 165 000 Personen, also 
rund ein Drittel, verkleinern 
lassen. Zu diesem Ergebnis 
kommt eine veröffentlichte 
Studie von McKinsey. Die Un­
ternehmensberatung hat dafür 
rund 2 100 Tätigkeiten unter­
sucht und Einsparungspoten­
zial in 850 Berufen ermittelt.

Auch beim dbb, dem Dachver­
band von Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes, ist man 
der Auffassung, dass KI einen 
sehr wichtigen Beitrag im öf­
fentlichen Dienst leisten kann, 

vor allem zur Entlastung des 
Personals. „Wenn dadurch zum 
Beispiel einfache Routineauf­
gaben für die Kolleginnen und 
Kollegen wegfallen, bleibt mehr 
Zeit für hochwertigere Tätigkei­
ten oder bessere Serviceleistun­
gen für die Bürgerinnen und 
Bürger“, sagte Waldemar Dom­
browski, zweiter Vorsitzende 
des dbb. Dadurch würden Ge­
nehmigungsfristen kürzer und 
die Betreuung besser. Außer­
dem könne die Arbeitsverdich­
tung sinken und Überstunden­
berge abgebaut werden.

Zahlreiche Studien bescheini­
gen Deutschland noch erheb­
lichen Nachholbedarf in der 
Digitalisierung der öffentlichen 
Verwaltung. Den Aufwand zur 
Programmierung neuer An­
wendungen, aber auch die Op­
timierung bestehender, könnte 
GenAI McKinsey zufolge mehr 
als halbieren. Beim dbb ist man 

allerdings skeptisch, ob sich 
dadurch perspektivisch tat­
sächlich in großem Umfang 
Stellen einsparen lassen. Hinzu 
kommt, dass die Berufe im 
öffentlichen Dienst sehr viel­
fältig seien und der KI-Einsatz 
nicht für alle Tätigkeiten Ent­
lastungen verspreche.

Das hat auch McKinsey fest­
gehalten. Am größten sei das 
Potenzial generativer KI in den 
Steuer- und Kommunalverwal­
tungen. Vor allem, weil die 
Fachkräftelücke hier schon heu­
te erheblich ist und sich Tätig­
keiten recht gut automatisieren 
lassen. Deutlich weniger Poten­
zial gebe es bei der Polizei, 
Schulen sowie Kitas. Die größ­
ten Personalbedarfe bestehen 
allerdings gerade in letztge­
nannten Bereichen. Einer Erhe­
bung des dbb vom Oktober 
2023 zufolge fehlen bei Bun­
des- und Landespolizei 51 500 
Vollzeitkräfte. In Kitas sind 
98 000, in Schulen 100 000 und 
in der Alten- und Krankenpflege 
sogar 110 000 (Tagesspiegel on-
line vom 16. Juli 2024).

	< Der Staatsdienst lockt …

Ein sicherer Arbeitsplatz, üppi­
ge Pensionsansprüche und 
eine private Krankenversiche­
rung: Der Staatsdienst lockt. 

Warum einige ihm den Rücken 
kehren – und wann es sich 
lohnt, loszulassen.

Einengende Strukturen, ein 
schlechtes Image und eine oft 
niedrigere Bezahlung als in der 
freien Wirtschaft: Der Staats­
dienst bringt einige Nachteile 
mit sich. So denken aber längst 
nicht alle – und natürlich hat 
der Beamtenstatus auch viele 
Vorteile. Und wer weiß, was 
die Zukunft bringt: Wer kann 
sich mitten in der Transforma­
tion zur Klimaneutralität und 
der Digitalisierung seines Ar­
beitsplatzes sicher sein?

Der Beamtenstatus ist im 
wahrsten Sinne des Wortes 
nahezu totsicher. Es sei denn, 
ein schwerwiegendes Dienst­
vergehen, ein Antrag auf Ent­
lassung oder eben der eigene 
Tod kommen dazwischen. Und 
im Alter dürfen sich Beamte 
über eine Pension freuen, die 
oft deutlich über der gesetzli­
chen Rente liegt. Durchschnitt­
lich erhalten sie 68 Prozent, 
bezogen auf mindestens die 
letzten zwei Jahre im Dienst. 
Allerdings müssen sie die Pen­
sion komplett versteuern. 
Wegen der steuerfinanzierten, 
staatlichen Absicherung müs­
sen Beamte auch keine Bei­
träge zur gesetzlichen Renten-, 
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Arbeitslosen- und Pflegever­
sicherung leisten – was bei 
gleichem Bruttogehalt den 
Nettolohn gegenüber Arbeit­
nehmern erhöht. Außerdem 
sind Beamte in der Regel privat 
versichert. Darüber hinaus 
haben sie grundsätzlich einen 
Anspruch auf Beihilfe: ein fi­
nanzieller Zuschuss zu Gesund­
heitsleistungen, der auch für 
Familienmitglieder gilt. Und 
wenn Beamte krank werden, 
erhalten sie im Gegensatz zu 
Arbeitnehmern über die ge­
samte Krankheitsphase ihre 
kompletten Bezüge. Man sollte 
auch die Nachteile bedenken: 
Ein Wechsel des Arbeitsplatzes 
ist nicht ohne Weiteres mög­
lich – Beamte müssen einen 

schriftlichen Versetzungsan­
trag stellen, die Antwort kann 
lange auf sich warten lassen 
und negativ ausfallen.

Mehr noch: Beamte dürfen 
nicht streiken und können 
Mehrarbeit in der Regel nur 
durch freie Tage ausgleichen 
und sich diese nicht auszahlen 
lassen. Und besonders in 
Führungspositionen sind die 
Bruttogehälter in der freien 
Wirtschaft deutlich höher.

Den Schritt aus dem Beamten­
tum in die freie Wirtschaft 
wagte auch Christian Graßie. 
Bevor der Familienvater als 
selbstständiger Strafrechtsver­
teidiger aktiv wurde, arbeitete 

er fünf Jahre als Staatsanwalt 
in Bonn und Köln. „Ich wollte 
freier arbeiten, deswegen habe 
ich den Schritt in die Selbst­
ständigkeit gewagt.“ Die Ent­
scheidung habe er bis heute 
nicht bereut. Dennoch sei nicht 
alles besser: Die Wochenar­
beitszeit habe sich enorm er­
höht. Was er außerdem einge­
steht: Ohne seine Frau, die als 
angestellte Rechtsanwältin viel 
leichter ihre Arbeitsstunden 
reduzieren könne, sei es kaum 
möglich, Familie und Beruf un­
ter einen Hut zu bekommen.

Wer den Schritt zur Entlassung 
tatsächlich wagt, kann sich in 
der gesetzlichen Rentenversi­
cherung nachversichern lassen. 

Die Jahre sind also nicht kom­
plett verloren, finanzielle Ein­
bußen ergeben sich dadurch 
dennoch. Anstelle der Nachver­
sicherung besteht grundsätz­
lich auch ein Anspruch auf Al­
tersgeld. Damit nicht zu viele 
dem Staatsdienst vorzeitig den 
Rücken zukehren, wird der Satz 
pauschal reduziert.

Ein Abschied aus dem Beam­
tentum muss nicht für immer 
sein. Grundsätzlich ist ein 
Comeback möglich: Allerdings 
müssen Rückkehrer abermals 
das komplette Einstellungsver­
fahren über sich ergehen las­
sen, inklusive Gesundheitsprü­
fung. (FAZ.NET 16. August 
2024)� lb

https://faz.net/


Pensionärstreffen der Fachgruppe BKA

Über den Dächern von Wiesbaden
Endlich konnten Mitte Juni 
der Fachgruppenvorsitzende 
Dr. Lars Schuster und die Beisit­
zerin für Pensionär/innen und 
Rentner/innen, Brigitte Becker, 
wieder zahlreiche Pensionäre 
und ihre (Ehe-)Partner/innen 
sowie den Beisitzer für Pensio­
näre und Rentner im Bundes­
vorstand des vbob, Kollegen 
Joachim Politis, begrüßen.

Das Treffen fand erstmals in 
den Räumlichkeiten des Bun­
deskriminalamtes im Standort 
W 8, Marie-Curie-Straße 1, in 
Wiesbaden statt. Für fast alle 
Pensionäre war es der erste 
Besuch in dieser Liegenschaft, 
in der mittlerweile neben der 
Amtsleitung auch große Teile 
von ZV, DI (ehemals IT) und die 
Gremien untergebracht sind. 
Einen regulären Kantinenbe­
trieb gab es zum Termin des 
Treffens dort zwar noch nicht, 
aber die Betreiber des Bistros 
konnten uns mit ihrem Cate­
ringangebot überzeugen.

Kollege Politis berichtete aus 
seiner täglichen Arbeit, wobei 
insbesondere das Thema „Bei­
hilfe für Ehefrauen“ auf großes 
Interesse stieß. Auch im Ruhe­
stand oder nach dem Renten­

eintritt bleibt eine Mitglied­
schaft im vbob wichtig, da 
auch dann oft noch Beratungs­
bedarf besteht und eventuell 
auch noch Rechtsschutz benö­
tigt wird. Um in Kontakt zu 
bleiben ist es wichtig, dass 
Mitglieder, die kurz vor dem 
Ruhestand oder der Rente ste­
hen, sich mit dem Fachgrup­
penvorstand in Verbindung 
setzen und ihre aktuelle priva­
te Erreichbarkeit mitteilen. Nur 
so können sie auch weiterhin 
von den Vorteilen der Mitglied­
schaft profitieren.

Auf Kopfschütteln stieß die 
Mitteilung des Kollegen Politis, 
dass in dieser Legislaturperiode 
aufgrund der Haushaltslage 
keine Vorschläge zur Neurege­
lung der amtsangemessenen 

Alimentation mehr zu erwar­
ten seien, obwohl sich aus ent­
sprechenden Feststellungen 
beziehungsweise einem Urteil 
des Bundesverfassungsge­
richts zu kinderreichen Beam­
tenfamilien dringender Hand­
lungsbedarf ergibt. Kollegin 
Becker berichtet über ihre Teil­
nahme bei der Jahreshauptver­
sammlung der Seniorinnen 
und Senioren des dbb Hessen 
am 5. Oktober 2023 in Aßlar 
und richtet Grüße von Pensio­
nären aus, die aufgrund von 
privaten Verpflichtungen, Ur­
laub oder Krankheit an einer 
Teilnahme gehindert waren.

Dr. Schuster gab noch einen 
Überblick über die aktuelle 
Arbeits- und Raumsituation im 
BKA, was zu lebhaften Diskus­

sionen und Skepsis an der für 
das BKA in Wiesbaden ange­
strebten Neubaulösung mit 
dann nur noch einem einzigen 
Standort führte. Auch im BKA 
sind mittlerweile Desksharing 
und Homeoffice angekommen, 
selbst wenn es nach wie vor 
Bereiche gibt, in denen dies 
nicht oder nur stark einge­
schränkt möglich ist.

Bei der Verabschiedung waren 
sich alle einig, dass das Pensio­
närstreffen eine interessante 
und gelungene Veranstaltung 
war, die auch im nächsten Jahr 
wieder im BKA stattfinden 
sollte. Mit Blick darauf würden 
wir uns auch sehr über Zu­
wachs bei unserem nächsten 
Pensionärstreffen freuen.�
� Becker/Schuster

Berliner Pensionäre

Tagestour nach Magdeburg
Pünktlich, wie immer, starte­
ten wir unsere Bus-Jahresfahrt 
vom Hauptbahnhof Berlin. 
Erstes Ziel war das Wasser­
straßenkreuz in Hohenwarthe, 
das den Mittellandkanal mit 
dem Wasserstraßennetz der 
Elbe verbindet. Der Stadtführer 
erwartete uns schon, und wie 
abgestimmt sahen wir die 
Schleusung der anstehenden 
Schiffe und bestaunten die 
einzigartige Technik des his­
torischen Schiffshebewerks 
Rothensee.

Nachmittags bekamen wir 
durch die Stadtrundfahrt einen 
ersten Eindruck über die Stadt 
Magdeburg. Zu Fuß erkunde­
ten wir dann mit dem Stadt­
führer den Dombereich, die 
grüne Zitadelle von Hundert­
wasser und den sehenswerten 
gotischen Dom.

Nach einem Stündchen Freizeit 
traten wir voller neuer Eindrü­
cke die Rückfahrt an. Die Fahrt 
nach Magdeburg war ein loh­
nendes Ziel.� jp
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